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Familienbedingte Ausfallzeiten sind eine wesentliche Ursache für niedrige Altersrenten 
insbesondere von Frauen. Neben den Verbesserungen bei der rentenrechtlichen Anerken-
nung von Kindererziehungszeiten (‚Mütterrente‘) wurde beginnend mit dem Jahr 2017 
durch das Zweite Pflegestärkungsgesetz (PSG II) nicht nur der Übergang von drei Pflege-
stufen auf fünf Pflegegrade vollzogen, sondern auch die rentenrechtliche Anerkennung 
von sogenannter nicht erwerbsmäßiger Pflegearbeit neu geregelt und in der Summe ausge-
weitet.  
 
Die veralteten Angaben der Bundesregierung für die Gesamtkosten (schriftliche Frage: Eine 
Milliarde Euro) lassen sich wie folgt aktualisieren: Für das Jahr 2017 stiegen auf Grund der 
Neuregelung die Beiträge der Pflegeversicherungen an die Rentenversicherung um 50 Pro-
zent von einer auf 1,5 Milliarden Euro (Bericht Alexander Gunkel auf der Bundesvertre-
terversammlung 28. Juni 2018, Folie 4).  
Die rentenrechtliche Bewertung von Pflegearbeit hat sich also in der Summe erheblich 
verbessert. Die Frage bleibt, ob und in welchem Umfang der Erwerbs- und der damit ver-
bundene Einkommensausfall aufgrund einer Pflege – die meist von Frauen erbracht wird 
- zumindest in der Rente kompensiert wird.  
 
Hintergrund: 

 
 
Tabelle 1 zeigt wie sich die Verteilung auf die neuen Pflegegrade Ende 2017 darstellt. Dem-
nach wurden knapp 770.000 und damit mehr als 50 Prozent der ambulant zu Pflegenden 
in Pflegegrad 2 eingestuft und weitere 544.000 Menschen oder 27,6 Prozent in Pflegegrad 
3.  

Die Pflege von Angehörigen darf kein Armutsrisiko mehr sein! Rentenplus für pflegende Ange-

hörige reicht nicht aus! 
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https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Inhalt/4_Presse/infos_der_pressestelle/02_medieninformationen/04_reden/bundesvertreterversammlung/2018_06_28_koblenz/folien_gunkel.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Inhalt/4_Presse/infos_der_pressestelle/02_medieninformationen/04_reden/bundesvertreterversammlung/2018_06_28_koblenz/folien_gunkel.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Die rentenrechtliche Bewertung erfolgt dabei ab Pflegegrad 2 - wie in den folgenden drei 
Tabellen dargestellt - jeweils als stufenweise steigender Prozentsatz der Bezugsgröße, die 
aktuell im Westen bei 3.045 € liegt und im Osten bei 2.695 €. 
Sprich: Pflegt eine Frau im Westen ihren Mann in Pflegegrad zwei für ein Jahr, wird sie 
später so viel Rente bekommen als hätte sie ein Bruttoeinkommen in Höhe von 27 Prozent 
von 3045 € erzielt, also 822,15 € und damit 0,26 Entgeltpunkte erworben, die aktuell im 
Westen 8,32 € monatlicher Bruttorente entsprächen. Bezieht sie Pflegegeld und -sachleis-
tungen reduziert sich ihr Anspruch auf 22,95 Prozent und bezieht sie ausschließlich Pfle-
gesachleistungen so reduziert er sich auf 18,9 Prozent. Erst bei alleiniger häuslicher Pflege 
in Pflegegrad 5 erreicht sie 100 Prozent der Bezugsgröße und damit annähernd einen Aus-
gleich, der sich mit Kindererziehungszeiten vergleichen lässt. 
 

 

 

Monatliche Beitragsbemessungsgrundlage in der gesetzlichen Rentenversicherung in Prozent 
der Bezugsgröße 

bei Pflegegrad 
und Bezug von Pfle-

gegeld 
und Bezug von Kombi-

nationsleistung 
und Bezug von Pflege-

sachleistung 

2 27 22,95 18,9 

3 43 36,55 30,1 

4 70 59,5 49 

5 100 85 70 

    

Bezugsgröße 2018 
W / O 

3045 2695  

Beitragsbemessungsgrundlage West in Euro 

bei Pflegegrad 
und Bezug von Pfle-

gegeld 
und Bezug von Kombi-

nationsleistung 
und Bezug von Pflege-

sachleistung 

2 822,15 698,83 575,51 

3 1309,35 1112,95 916,55 

4 2131,5 1811,78 1492,05 

5 3045 2588,25 2131,5 

    

DE W / O 3156 2806  

Entgeltpunkte für ein Jahr Pflege (West) 

bei Pflegegrad 
und Bezug von Pfle-

gegeld 
und Bezug von Kombi-

nationsleistung 
und Bezug von Pflege-

sachleistung 

2 0,26 0,22 0,18 

3 0,41 0,35 0,29 

4 0,68 0,57 0,47 

5 0,96 0,82 0,68 

aRW W / O 32,03 30,69  

2018 entspräche dies einer monatlichen Bruttorente von (West) 

bei Pflegegrad 
und Bezug von Pfle-

gegeld 
und Bezug von Kombi-

nationsleistung 
und Bezug von Pflege-

sachleistung 

2 8,34 7,09 5,84 

3 13,29 11,30 9,30 

4 21,63 18,39 15,14 

5 30,90 26,27 21,63 
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Nicht erwerbsmäßig Pflegende sind seit dem 1.1.2017 dann in der GRV pflichtversichert, 
wenn sie mindestens zehn Stunden pro Woche verteilt auf regelmäßig mindestens zwei 
Tage in der Woche, in ihrer häuslichen Umgebung eine oder mehrere Personen nicht er-
werbsmäßig pflegen. Sie dürfen daneben auch nicht mehr als 30 Wochenstunden regelmä-
ßig erwerbstätig sein, d. h. sie müssen, damit ihre Pflege rentenrechtlich bewertet wird, 
eine Vollzeitstelle aufgeben.  
 
Dazu zwingt sie natürlich zuallererst die zeitliche Belastung durch die Pflege, meist des 
Lebenspartners, aber oft auch eines Elternteils. Denn nach Angaben der Hans-Böckler-Stif-
tung beträgt der wöchentliche Zeitaufwand einer Pflegeperson für ein*e zu Pflegende*n 
in der Pflegestufe 2 durchschnittlich 55,7 Stunden und in der Pflegestufe 3 76,6 Stunden 
(Volker Hielscher u.a., Pflege in den eigenen vier Wänden: Zeitaufwand und Kosten, Juni 
2017, S. 56 – Berechnungen nach Daten des Jahres 2015). 
 
Die Versicherungspflicht endet aber sobald die Regelaltersgrenze erreicht wurde. Damit 
endet auch die Möglichkeit, durch Pflege die eigene Rente zu steigern. 
 
Antworten der Bundesregierung: 
 
Das Ausmaß der häuslichen Pflege ergibt sich aus den Angaben zur ersten Frage, die sich 
leider noch auf das Jahr 2016 beziehen und damit auf der alten Rechtslage beruhen. Dem-
nach wurden für 418.801 Pflegepersonen Beiträge entrichtet. 88 Prozent davon waren 
Frauen. Bemerkenswert ist, dass der Anteil pflegender Männer im Osten bei 17 Prozent 
liegt (West: 11 Prozent). 
 
Um die Wirkungsweise der neuen rentenrechtlichen Anerkennung von Pflegearbeit zu be-
urteilen, fragten wir die Bundesregierung nach einer Modellrechnung für  

- eine Frau aus Ostdeutschland, Jahrgang 1964, die zwischen 2017 und ihrem Ren-
tenbeginn 2031 durchgängig auf dem aktuellen Lohnniveau von 2806 Euro brutto 
monatlich verdient und damit einen Entgeltpunkt erreicht hätte. 

 
Die Frage lautete, welchen zusätzlichen Rentenanspruch sie im Jahr 2031 (Rentenwert 
2031: 42,30€) erworben hätte,  

- wenn sie ihre Arbeitszeit und entsprechend ihren Lohn um 30 Prozent im Pflege-
grad 2 bzw. 50 Prozent im Pflegegrad 3 Prozent reduziert hätte 

- und ab 2017 kompensierende Rentenansprüche als nicht erwerbsmäßig pflegende 
Hauptpflegeperson erworben hätte.  

 
 
Die Berechnung aus der Antwort der Bundesregierung ist in der folgenden Tabelle über-
sichtlich dargestellt und um einen entsprechenden Fall im Westen ergänzt. 
 
 
 
 
 
 

https://www.boeckler.de/pdf/p_study_hbs_363.pdf
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Rente nach 15 Jahren für Pflege Ost (Bundesregierung) 

 
Rente für Ar-

beit 
Rente für Pflege Summe Differenz 

Rente für Vollzeit (100%) 584,58    

Rente 70 % + Pflegegrad 2 409,21 151,63 560,84 -23,74 

Rente 50 % + Pflegegrad 3 292,29 241,47 533,76 -50,82 

Rente für Pflege West (Eigene Berechnung) 

 
Rente für Ar-

beit 
Rente für Pflege Summe Differenz 

Rente für Vollzeit (100%) 634,50    

Rente 70 % + Pflegegrad 2 444,15 165,29 609,44 -25,06 

Rente 50 % + Pflegegrad 3 317,25 263,24 580,49 -54,01 

Rente für Pflege West mit Kombinationsleistungen (=Pflegedienst) 

 
Rente für Ar-

beit 
Rente für Pflege Summe Differenz 

RW 100 634,50    

R 70 + Grad 2 + Kombi 444,15 140,50 584,65 -49,85 

R 50 + Grad 3 + Kombi 317,25 223,75 541,00 -93,50 

 
 
Das Ergebnis der Modellrechnung zeigt, dass eine pflegende Angehörige durch den Ver-
zicht auf Vollzeit im Osten bei einer 75 Prozent-Stelle und der Pflege in Pflegegrad 2 mo-
natlich auf 23,74 Euro und bei einer Halbtagsstelle und Pflege in Pflegegrad 3 sogar 50,82 
Euro monatlichen Rentenanspruch verliert. Bei einer durchschnittlichen Rentenbezugs-
dauer der Frauen von 21,6 Jahren summieren sich die Verluste auf über 6.100 bzw. über 
13.100 Euro. Dazu kommt der Einkommensverlust vor dem Renteneintritt, der sich in 15 
Jahren (ohne Lohnsteigerungen) auf 12.600 (70 Prozent) bzw. 21.000 Euro (50 Prozent) 
summiert. 
 
Sobald die häusliche Pflege mit Sachleistungen kombiniert wird, verschärfen die Ab-
schläge die Verluste auf ca. 50 Euro bzw. 90 Euro monatlich. Das gleiche gilt selbstver-
ständlich auch für einen weiteren Verzicht auf Arbeitszeit und damit Lohn. 
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Kommentar Matthias W. Birkwald:  
 
„Viele Menschen mit Pflegebedarf möchten möglichst lange in ihrem gewohnten Umfeld 
bleiben. Die meist weiblichen Angehörigen, die diese aufwändige Aufgabe übernehmen, 
kommen dabei oft an ihre Grenzen und nehmen Einkommensverluste in Kauf. Ich fordere: 
Für sie darf es zumindest in der Rente nicht noch zusätzliche Einbußen geben.  
 
Auf unsere Fragen hat die Bundesregierung dazu erstmals realistische Modellrechnungen 
vorgelegt. Sie zeigen: Die finanziellen Einbußen von pflegenden Angehörigen sind und 
bleiben beträchtlich und müssen auf den Prüfstand. DIE LINKE wird dazu im Herbst eine 
parlamentarische Initiative starten und das Gespräch mit den Sozialverbänden suchen!  
 
Wir LINKEN fordern zunächst, dass auch Pflegende im Pflegegrad 1 rentenrechtlich abge-
sichert werden und die weiteren Pflegegrade und insbesondere die Abschläge neu bewer-
tet werden.  
 
Das Ziel ist klar: Eine durchschnittliche Pflegebelastung und der entsprechende Erwerbs-
verzicht in der Rente müssen mindestens vergleichbar wie Kindererziehungszeiten aner-
kannt werden. Und dass unabhängig davon, ob professionelle Pflegeleistungen in An-
spruch genommen werden oder nicht. 
 
DIE LINKE fordert: Wer als Hauptpflegeperson pflegt, muss auch nach Erreichen der Re-
gelaltersgrenze Rentenansprüche erwerben können! Es darf nicht sein, dass die Rentenver-
sicherung mit der komplizierten 99-Prozent-Teilrente als ‚Trick‘ wirbt, um auch im Ren-
tenalter Rentensprüche erwerben zu können. (Vgl. https://www.deutsche-rentenversiche-
rung.de/Allgemein/de/Inhalt/5_Services/rententipp/2018_04_10_pflege_teilrente.html).  
 
Die Pflege von Angehörigen darf kein Armutsrisiko mehr sein!“  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Inhalt/5_Services/rententipp/2018_04_10_pflege_teilrente.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/Allgemein/de/Inhalt/5_Services/rententipp/2018_04_10_pflege_teilrente.html
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Schriftliche Fragen im Juli 2018

Arbeitsnummer218

Sehr geehrter Herr Kollege,

als Anlage übersende ich Ihnen die Antwort auf Ihre o. a. Frage.

Mit freundlichen Grüßen

ÜsüS^-



Anlage

Schriftliche Fragen im Juli
Arbeitsnummer 218

Frage Nr. 218
Welchen Rentenanspruch hätte eine Frau aus Ostdeutschland, Jahrgang 1964 erzielt, die
zwischen 2017 und ihrem Rentenbeginn 2031 durchgängig auf dem aktuellen Lohnniveau
von 2806 Euro brutto monatlich verdient und damit einen Entgeltpunkt erreicht hätte (bitte
modellhaft für den Beschäftigungszeitraum 2017 und 2031 als Teilrentenanspruch unter
der Annahme des Rentenwertes von 42, 30 Euro nach Rentenversicherungsbericht 2017,
Übersicht b 14) angeben), und welchen Rentenanspruch hätte die gleiche Frau erworben,
wenn sie ihre Arbeitszeit und entsprechend ihren Lohn um 30 Prozent im Pflegegrad 2
bzw. 50 Prozent im Pflegegrad 3 Prozent reduziert hätte und ab 2017 Rentenansprüche
als nicht erwerbsmäßig pflegende Hauptpflegeperson erwerben würde und die keine zu-
sätzlichen professionellen Pflegedienste in Anspruch nimmt?

Antwort:

Unterstellt wird für die Beschäftigung der Frau aus Ostdeutschland, Jahrgang 1964, in
den Jahren 2017 bis 2031, dass ihre relative Entgeltpunkteposition aus dem Jahr 2018 für

den gesamten Zeitraum gilt, wobei berücksichtigt wird, dass der Umrechnungswert nach

Anlage 10 zum Sechsten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) in den Jahren 2019 bis 2024

abgeschmolzen wird und ab 2025 eine Hochwertung der Verdienste entfällt. Für die Be-

rechnungen mit reduziertem Lohn wurden von den Gesamtentgeltpunkten 70 Prozent
bzw. 50 Prozent errechnet.

Unter vorstehenden Berechnungsgrundlagen ergibt sich für die Beschäftigung von 2017

bis 2031 bei Zugrundelegung des vorgegebenen aktuellen Rentenwerts von 42,30 Euro

ein Teil-Rentenanspruch im Jahr 2031 von 584, 58 Euro. Würde es in den Jahren 2017 bis

2031 infolge der Verminderung der Arbeitszeit um 30 Prozent zu einer entsprechenden

Minderung des Arbeitsentgeltes für die Frau kommen, so ergäbe sich im Jahr 2031 ein

Rentenanspruch von 409, 21 Euro. Bei einer Reduzierung von Arbeitszeit/Arbeitsentgelt
um 50 Prozent läge der Rentenanspruch im Jahr 2031 bei 292,29 Euro.



Seite 2 von 2 Für eine nicht erwerbsmäßige Pflegetätigkeit ist zur Ermittlung der Entgeltpunkte die maß-

gebende beitragspflichtige Einnahme heranzuziehen, für die die Pflegeversicherung Ren-
tenversicherungsbeiträge zahlt. Diese beträgt für die Pflege einer pflegebedürftigen Per-

son im Beitrittsgebiet in Pflegegrad 2 bzw. 3, die ausschließlich Pflegegeldempfänger ist,
27 Prozent bzw. 43 Prozent der Bezugsgröße (Ost).

Der Rentenanspruch von 409, 21 Euro würde sich für eine neben der 70 Prozent-Beschäf-

tigung im Zeitraum 2017 bis 2031 durchgängig ausgeübte Pflege einer pflegebedürftigen
Person im Beitrittsgebiet in Pflegegrad 2 (ausschließlich Geldleistungsempfänger) um
151, 63 Euro auf 560, 84 Euro erhöhen. Bei der Berechnung wurden für die Bestimmung
der Entgeltpunkte für die Jahre 2017 und 2018 die Rechengrößen der Jahre 2017 und

2018 zu Grunde gelegt (Bezugsgröße Ost, vorläufiger Umrechnungswert nach Anlage 10
und vorläufiges Durchschnittsentgelt nach Anlage 1 zum SGB VI). Für die Jahre 2Q19 bis

2031 wurden die Entgeltpunkte auf Basis der Werte für 2018 bestimmt, wobei auch hier

die Abschmelzung des Umrechnungswertes nach Anlage 10 zum SGB VI berücksichtigt
wurde. Mit entsprechender Berechnungsmethodik wücde sich der Rentenanspruch von

292, 29 Euro für eine neben der 50 Prozent-Beschäftigung im Zeitraum 2017 bis 2031

durchgängige ausgeübte Pflege einer pflegebedürftigen Person im Beitrittsgebiet in Pfle-
gegrad 3 (Geldleistungsempfänger) um 241,47 Euro auf 533,76 Euro erhöhen.






